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Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis von Artikel 51 seiner Geschäftsordnung, 

A. in der Erwägung, dass die Vergreisung der Bevölkerung in praktisch allen europäischen 
Mitgliedstaaten eine Gefahr für das Fortbestehen der Sozialleistungen darstellt und dass 
insbesondere die Renten durch das zunehmende Missverhältnis zwischen der aktiven und 
der nichtaktiven Bevölkerung unbezahlbar zu werden drohen,

B. in der Erwägung, dass Instanzen wie die Europäische Kommission für neue 
Einwanderungswellen plädieren, um das Problem der Vergreisung zu lösen (KOM(2003) 
336), während die Arbeitslosigkeit bei den derzeitigen nichteuropäischen Einwohnern in 
den meisten Mitgliedstaaten wesentlich höher liegt als bei der einheimischen 
Bevölkerung, 

C. in der Erwägung, dass die große Konzentration nichtintegrierter Ausländer in den 
städtischen Ballungszentren bereits jetzt für beträchtliche gesellschaftliche Probleme 
sorgt (durchschnittlich höhere Kriminalität, Zunahme des islamischen 
Fundamentalismus, Ghettobildung, Stadtflucht von Einheimischen usw.) und neue 
Einwanderungswellen die bestehenden Probleme somit eher verstärken als lösen würden,

D. in der Erwägung, dass bei der Bevölkerung in den Mitgliedstaaten möglicherweise keine 
demokratische Mehrheit für eine verstärkte Einwanderung zu finden ist,

E. in Erwägung, dass ein eventueller weiterer Brain-drain hohe Kosten und Risiken für 
Länder der Dritten Welt bedeuten wird,

1. ersucht die Europäische Kommission und den Europäischen Rat, eine große 
multidisziplinäre Konferenz zu organisieren, in deren Rahmen u.a. folgende Punkte 
geprüft werden sollten:

– die Kosten-Nutzen-Analyse der Einwanderung in Europa seit 1974,
– die Mittel und Möglichkeiten, mit Hilfe einer kinder- und familienfreundlichen Politik 

einen wesentlichen Geburtenzuwachs zu erreichen (Erhöhung des Kindergelds, 
Einführung des Elterneinkommens, bessere Kinderbetreuung, angepasste 
Arbeitszeiten, …), 

– die Auswirkungen einer derartigen Politik für die Systeme der sozialen Sicherheit in 
den europäischen Mitgliedstaaten auf längere Sicht im Vergleich mit den 
Auswirkungen der Einwanderungsoption.


